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Wir wollen die besten Köpfe für den  
öffentlichen Dienst in Nordrhein-Westfalen
dbb Jahrestagung 2019 in Köln –  
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet zu Gast 

Die 60. Jahrestagung des Deutschen Beamtenbundes fand in der Zeit vom 6. Januar 
bis 8. Januar 2019 im Messezentrum in Köln statt. Auch der Ministerpräsident des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Armin Laschet, sprach zu den rund 1 000 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern: „Im Wettbewerb um hoch qualifizierte Fachkräfte kann der 
öffentliche Dienst nur mithalten, wenn er auch gutes Einkommen bietet.“

„Wenn wir die besten Köpfe für 
den öffentlichen Dienst haben 
wollen – Experten, die beispiels-
weise die Daten der Bevölke-
rung verlässlich schützen und 
die Digitalisierung wirkungsvoll 
vorantreiben können – müssen 
wir bessere Voraussetzungen 
schaffen“, sagte Armin Laschet.

Roland Staude, Vorsitzender 
des Deutschen Beamtenbun-
des Nordrhein-Westfalen, zeig-
te sich am Rande der Tagung 
erfreut über die Aussage des 
Ministerpräsidenten: „Wir wer-
den ihn bei der anstehenden 
Besoldungsrunde beim Wort 
nehmen.“

Der Ministerpräsident äu-
ßerte sich darüber hinaus 
auch zu der europaskepti-
schen bis europafeindlichen 
Meinungsmache im Vorfeld 
der im Mai anstehenden 
Europawahlen: „Wir dulden 
nicht, dass das Europäische 
Projekt, das unser Land über 

70 Jahre vorangebracht hat, 
zerstört wird.“� ▶

Armin Laschet
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Schließlich bekannte sich Armin 
Laschet zum Berufsbeamten-
tum: „Das Selbstverständnis der 
Beamtenschaft ist eine der gro-
ßen Stärken unseres Staates.“

Zum traditionellen politi-
schen „Schlagabtausch“  
über die aktuelle Lage im 
öffentlichen Dienst sprachen 
zunächst am Montagvor
mittag (7. Januar) neben 
dem dbb Bundesvorsitzen-
den Ulrich Silberbach der 
Staatssekretär im Bundes
ministerium des Innern, 
Stephan Mayer.

„Wer die Bediensteten des 
Staates angreift, greift uns alle 
an“ sagte Ulrich Silberbach vor 
dem Hintergrund des jüngsten 
Vorfalls in Hamburg Barmbeck, 
wo Feuerwehrleute und Ret-
tungskräfte durch Polizisten 
mit Maschinenpistolen zum 
Einsatz begleitet werden 
mussten, weil ein Mob mut-
maßlich die Rettung eines 
niedergestochenen Mannes 
verhindern wollte. 

Der Staat müsse wieder wahr-
haftig und greifbar an der Seite 
seiner Bürgerinnen und Bürger 

stehen, so der Bundesvorsitzen-
de. Daher fordert der Deutsche 
Beamtenbund ein Sofortpro-
gramm für einen starken und 
handlungsfähigen Staat.

Stephan Mayer rief den Teil-
nehmerinnen und Teilneh-
mern zu: „Deutschland geht 
nicht ohne Sie!“, und unter-
strich die Kompetenz des  
öffentlichen Dienstes. Er  
sei der Garant für das Zu
sammenleben in Einigkeit 
und Recht und Freiheit in 
Deutschland.

Am Nachmittag sprach außer-
dem noch Dr. Katarina Barley 
MdB, Bundesministerin der 
Justiz und für Verbraucher-
schutz, zum Thema „Demokra-
tie in der digitalen Welt“. Dabei 
skizzierte sie die Möglichkeiten 
und Gefahren der Digitalisie-
rung für die Gesellschaft.

Zum Abschluss beantwortete 
eine Expertenrunde Fragen aus 
dem Plenum zu aktuellen The-
men des öffentlichen Dienstes. 
Peter Biesenbach, Justizminis-
ter des Landes Nordrhein-West-
falen, Prof. Dr. Hans-Günter 
Henneke, Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied des Deut-
schen Landkreistages, und Prof. 
Dr. Matthias Pechstein von der 

Europa-Universität Viadrina 
stellten sich nach der krank-
heitsbedingten Absage von 
Bundestagspräsident Wolfgang 
Schäuble als Experten  
zur Verfügung.

100 Jahre Frauenwahlrecht 
– Entwicklungsmöglich
keiten von Frauen im 
öffentlichen Dienst

Am Dienstag (8. Januar) fan-
den ein Vortrag und eine 
Diskussion zum Thema 
„100 Jahre Frauenwahlrecht 
– Entwicklungsmöglichkeiten 
von Frauen im öffentlichen 
Dienst“ mit Prof. Dr. Gesine 
Schwan, Präsidentin der Hum-
boldt-Viadrina Governance 
Plattform, Jasmin Arbabian-
Vogel, Präsidentin des Verban-
des deutscher Unternehme-
rinnen, Prof. Dr. Ute Klammer, 
Geschäftsführende Direktorin 
Institut Arbeit und Qualifikati-
on und Thomas Eigenthaler, 
stellvertretender dbb Bundes-
vorsitzender, statt.

Die DBB Jahrestagung stand 
unter dem Motto: 100 Jahre 
Frauenwahlrecht – 70 Jahre 
Grundgesetz – 30 Jahre Fried
liche Revolution: vereint in 
Einigkeit und Recht und Frei-
heit!?�

Jutta Endrusch, Andrea Sauer-Schnieber, Peter Biesenbach und Roland Staude (v. l.)

Ulrich Silberbach
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• �6 Prozent mehr Einkommen, mindestens 200 Euro 
(Laufzeit: 12 Monate)

• �Eine angemessene und zukunftsfähige Entgeltord-
nung für den TV-L

• �Erhöhung der Pflegetabelle um 300 Euro

• �Ein Fahrplan für die Einführung der Paralleltabelle im 
Bereich der Lehrkräfte

• �Stufengleiche Höhergruppierung

• �Festbetrag für Auszubildende in Höhe von 100 Euro

Die Kernforderungen im Einzelnen

Anerkennung hat auch 
etwas mit der Bezahlung 
zu tun
Roland Staude zur Forderung des dbb zur 
Einkommensrunde 2019

6 Prozent mehr für die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, mindestens aber 200 Euro, damit hatte der 
deutsche beamtenbund und tarifunion (dbb) seine 
Forderungen für die Tarifrunde der Länder aufgestellt. 

„Der öffentliche Dienst hat ein 
Attraktivitätsproblem! Es wird 
immer schwieriger, qualifizier-
te Fachkräfte zu finden und 
junge Menschen überhaupt 
noch für den öffentlichen 
Dienst zu begeistern“, erklärte 
Roland Staude, Vorsitzender 
des DBB NRW. Und die Situati-
on werde sich auch nicht ver-
bessern, solange sich an der 
Bezahlung nichts ändern. 
6 Prozent Lohnzuwachs hält 
der Landesvorsitzende deswe-
gen für eine angemessene For-
derung, gerade auch mit Blick 
auf die steigenden Steuerein-
nahmen von Bund, Ländern 
und Kommunen. 

„Die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Funkti-
onsfähigkeit des Staates und 
für das Gemeinwohl. Das soll-
ten die Arbeitgeber endlich an-
erkennen, und Anerkennung 
hat eben auch etwas mit der 
Bezahlung zu tun“, so Roland 
Staude weiter. 

Neben der Bezahlung seien 
aber auch weitere strukturelle 
Maßnahmen wichtig, um 
nachhaltig die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes zu stei-
gern, das gelte für den Tarifbe-
reich genauso wie auch für die 
Beamtinnen und Beamten. Für 
den Landesvorsitzenden ist es 
deswegen auch unerlässlich, 
dass das Tarifergebnis im Volu-
men zeitgleich und systemge-
recht auf die Beamtinnen und 
Beamten sowie auch auf die 
Versorgungsempfängerinnen 
und -empfänger übertragen 
wird. 

1. Verhandlungsrunde  
ohne Ergebnis

Ohne Ergebnis vertagt – das ist 
die Bilanz der 1. Verhandlungs-
runde der Tarifverhandlungen 
für den öffentlichen Dienst der 
Länder (TdL) am 21. Januar 2019. 
„Gute Tarifpolitik kostet, schlech- 
te kostet mehr“, sagte Ulrich Sil-
berbach (dbb Bundesvorsitzen-
der) nach dem Auftakt. 

Die Verhandlungen sollte die 
TdL nicht durch falschen Ehr-
geiz beim Sparen erschweren. 
Volker Geyer, (dbb Fachvor-
stand Tarifpolitik) machte  
mit Blick auf die kommenden 
Verhandlungsrunden deut-
lich: „Argumente und Klar-
heit in Potsdam werden wir 
genauso brauchen wie die 

bundesweite Demonstration 
von Stärke und Geschlossen-
heit.“

Die nächste Termine sind: 
6. bis 7. Februar 2019: Zweite 
Verhandlungsrunde, Potsdam;  
28. Februar bis 2. März 2019: 
Dritte Verhandlungsrunde, 
Potsdam.�
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100 Jahre 
Deutscher 
Beamtenbund
Beim Festakt anlässlich des  
100-jährigen Bestehens des 
Deutschen Beamtenbundes  
am 29. November 2018  
nahm auch Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier teil.Frank-Walter Steinmeier, Thomas Oppermann und Roland Staude (v. l.)
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Roland Staude:  
Für unsere freiheitliche 
Demokratie und die 
Grundwerte unserer 
Verfassung täglich neu 
werben
DBB NRW Abend mit Vertreterinnen und 
Vertretern aus Politik und Verwaltung

Die Staatsekretärin für Sport und Ehrenamt, Andrea 
Milz, den Staatssekretär des Ministeriums des Innern, 
Jürgen Mathies, den Staatssekretär des Ministeriums 
für Schule und Bildung, Mathias Richter, und den 
Staatssekretär des Ministeriums für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration, Andreas Bothe, konnte der 
DBB NRW Landesvorsitzende Roland Staude neben 
zahlreichen anderen Gästen aus Politik, Verwaltung und 
den Fachgewerkschaften am Montagabend (9. Januar) 
beim NRW-Treff begrüßen. 

Der Vorsitzende des Deutschen 
Beamtenbundes Nordrhein-
Westfalen sprach in seinem 
Grußwort über das Grundge-
setz, um das Deutschland in 
der ganzen Welt beneidet 
wird. Es sei eine verfassungs-
rechtliche Erfolgsgeschichte: 
Das Grundgesetz – obwohl 
zunächst nur als Provisorium 
konzipiert – sei inzwischen 
länger gültig als die Verfas-
sung von Weimar und des 
Kaiserreichs zusammenge-
nommen.

Roland Staude erinnerte an die 
Ausrufung der Weimarer Repu-
blik (1918), an die Reichspog-
romnacht (1938) und an den 
Tag des Mauerfalls 1989. Diese 
Ereignisse hätten entschei-
dend dazu beigetragen, dass 
wir heute in einem freiheitlich 
demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat leben dürften. 
„Dieser Staat ist aber vermehrt 

Anfeindungen ausgesetzt.  
Das ist ein Alarmzeichen!“,  
so der DBB NRW Chef.

Er stelle mit Sorge fest, dass 
ein großer Teil der Bevölkerung 
in Deutschland der Demokratie 
mit einer gewissen Gleichgül-
tigkeit gegenüberstehe; diese 
Entwicklung sei besorgniserre-
gend. Staude: „Deshalb ist es 
wichtig, dass für unsere frei-
heitliche Demokratie und die 
Grundwerte unserer Verfas-
sung täglich neu geworben 
wird. Deshalb ist auch die Eu-
ropawahl am 26. Mai 2019  
für uns als Demokraten so 
wichtig.“

Das Treffen fand in diesem Jahr 
zum 13. Mal am Rande der DBB 
Jahrestagung statt und bot die 
Möglichkeit, ohne formales 
Protokoll ins Gespräch zu kom-
men und Erfahrungen und 
Meinungen auszutauschen.�
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Roland Staude (DBB NRW, Bildmitte) mit Ehrengästen und 
Vorstandsmitgliedern

Andeas Hemsing (DBB NRW), Jörg Blöming (Sprecher Unterausschuss Perso-
nal; CDU), Jutta Endrusch (DBB NRW) und Roland Staude (DBB NRW) (v. l.)

Der DBB NRW Vorstand mit Staatssekretär Mathias Richter 
(Ministerium für Schule und Bildung NRW)

Jürgen Mathies (Staatssekretär im Ministerium des Innern des 
Landes Nordrhein-Westfalen) und Roland Staude (DBB NRW)

Meinolf Guntermann (DBB NRW), Andrea Sauer-Schnieber (DBB NRW), 
MinDirig Jörg Hansen (FM) und Direktor Reinhard Buschkamp (LBV) (v. l.)
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Der DBB NRW Vorstand mit dem stellvertretenden 
CDU-Fraktionsvorsitzenden Dr. Marcus Optendrenk. 

Verena Schäfer (Parlamentarische Geschäftsführe-
rin Grüne NRW) und Roland Staude (DBB NRW)

Elke Stirken, Mathia Arent-Krüger und Elke Janßen (DBB NRW) (v. l.)

MR Peter Münch (FM), Christine Halstenberg-Bornhofen (Präsidentin der 
Landesjustizprüfungsamtes), Lee Hamacher (Abteilungsleiterin Z MKFFI) 
und Dr. Axel Emenet (Abteilungsleiter Z IM)

Christian Dahm (stellvertretender Fraktionsvorsitzender der NRW-SPD 
Fraktion), Jutta Endrusch (DBB NRW) und Roland Staude (DBB NRW) (v.l.)

Himmet Ertürk (vdla), Andrea Milz (Staatssekretärin für Sport 
und Ehrenamt), Andreas Bothe (Staatssekretär im Ministeri-
um für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration NRW)

Roland Staude (DBB NRW) begrüßt die Gäste beim NRW-Abend.
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Die DPolG NRW begrüßt das neue Polizeigesetz NRW
Fragen an Erich Rettinghaus,  
Vorsitzender der DPolG NRW

DBB NRW Magazin: Der nord-
rhein-westfälische Landtag hat 
noch im Dezember das neue 
Polizeigesetz verabschiedet. 
Was hat sich jetzt gegenüber 
den vorherigen gesetzlichen 
Regelungen aus Ihrer Sicht ent-
schieden verbessert?

Erich Rettinghaus: Die Polizei 
erhält nun mit dem Sicher-
heitspaket 1 der Landesregie-
rung dringende und seit vielen 
Jahren längst überfällige Er-
mächtigungen, um auf die ver-
änderte Sicherheitslage ange-
passt reagieren zu können. 

Viele nun mögliche Instrumen-
tarien, wie die Telekommuni-
kationsüberwachung zur Ge-
fahrenabwehr, wird uns in der 
Praxis, zum Beispiel bei Ent-
führungen, eine schnelle, ziel-
führende und opferorientierte 
Hilfe sein. 

Auch die strategische Fahn-
dung rückt nun konkret in den 
Bereich terroristischer Straf
taten und entspricht so dem 
Sinn der Stärkung der Sicher-
heit. Personen und Fahrzeuge 
können unter Vorlage der Vor-
aussetzungen des neuen Poli-
zeigesetzes angehalten und 
überprüft werden. 

Gerade der jüngste Terroran-
schlag in Straßburg und die 
weiterhin hohe latente An-
schlagsgefahr machen deut-
lich, wie wichtig entsprechen-
de Sicherheitsgesetze und 
Eingriffsbefugnisse sind. Die 
Ingewahrsamnahme zur Ge-
fahrenabwehr ist ein Meilen-
stein im Polizeigesetz, die Dau-
er von 14 Tagen mit der Option 
der Verlängerung um weitere 
14 Tage – beides mit Richter-
vorbehalt – dabei völlig aus
reichend. 

Eine flexible Videobeobach-
tung wird ebenfalls für mehr 

Sicherheit sorgen, Straftaten 
verhindern, eine schnellere 
Aufklärung ermöglichen und 
schließlich zu einer zeitnahen 
Ergreifung von Tätern führen. 

Täterrechte hängen in unse-
rem Land zu hoch, es wird Zeit, 
sich mehr um die Opfer von 
Straftaten zu kümmern und 
deren Rechte zu stärken. Dazu 
gehört, dass möglichst erst gar 
niemand Opfer von Straftaten 
wird. Das Polizeigesetz wird in 
Zusammenwirkung mit einer 
ausreichenden personellen 
und technischen Ausstattung 
der Polizei und allen Sicher-
heitsbehörden dazu beitragen. 

DBB NRW Magazin: Bemer-
kenswert ist, dass ein Großteil 
der Opposition dem Gesetz-
entwurf der Regierung zuge-
stimmt hat. In welchen Punk-
ten ist die Landesregierung auf 
die Opposition zugegangen?

Erich Rettinghaus: Es ist nicht 
selbstverständlich, dass die 
Opposition – hier die SPD-Frak-
tion im Landtag NRW – dem 
Gesetzentwurf zugestimmt 
hat. Das ist ein klares und 
deutliches Zeichen. wie akri-
bisch derzeit Innere Sicherheit 
betrachtet werden muss. 

Es ist das Ergebnis einer parla-
mentarischen Willensbildung 
mit zahlreichen Anhörungen 
von Sachverständigen in den 
Ausschüssen des Landtags. 
Auch wir als DPolG NRW wa-
ren als Sachverständige bei 
den Anhörungen geladen. Re-
gierung und Opposition haben 
sich bei der vorübergehenden 
Festnahme zur Verhinderung 
bevorstehender Straftaten – 
dem Unterbindungsgewahr-
sam – darauf verständigt, dass 
dieser auf eine grundsätzliche 
Höchstdauer von 14 Tagen be-
fristet ist. Eine richterliche Ent-
scheidung ist obligatorisch. 

Ebenso bei einer einmaligen 
Verlängerung um weitere 
14 Tage. 

Das kommt nur zur Verhinde-
rung bei wirklich schweren 
Straftaten (Verbrechen) zum 
Tragen. Der/DIe Betroffene er-
hält einen rechtsanwaltlichen 
Beistand. Bei Maßnahmen zur 
Telekommunikationsüberwa-
chung wird die Vertraulichkeit 
des gesprochenen Wortes zum 
Beispiel bei Geistlichen, Ärzten 
oder Rechtsanwälten weiter-
hin geschützt.

Die Änderungen stellen einen 
gangbaren Kompromiss dar 
und vor allem wissen nun un-
sere Kolleginnen und Kollegen 
um den breiten Rückhalt des 
Landtags.

DBB NRW Magazin: Gleich-
wohl stellt das überarbeitete 
und jetzt verabschiedete Poli-
zeigesetz Kritiker nicht zufrie-
den. Die Grünen sprechen gar 
von „tiefen Eingriffen in die 
Grundrechte“. Was sagen Sie 
den Kritikern?

Erich Rettinghaus: Die Grünen 
waren in der letzten Regie-
rungsperiode der mehrheitsbe-
schaffende Hemmschuh einer 
darunter in der Sicherheitspoli-
tik leidenden SPD-Geführten 
Regierung. Die Grünen haben 
so vieles, was bei der SPD mög-

lich gewesen wäre, blockiert, 
oder es wurde dem Konsens 
einer nötigen Rot/Grünen 
Mehrheit geopfert. 

Insgesamt kann man sagen, 
dass „Grüne“ Innenpolitik den 
Menschen und dem Land, ge-
rade in Zeiten einer latenten 
terroristischen Bedrohung, 
nicht gut tut. Bei der gesamten 
Sicherheitslage, einem getrüb-
ten Sicherheitsempfinden des 
Einzelnen ist eher die Zeit für 
mehr Staat, nicht für weniger 
Staat. 

Stattdessen wurde auf Druck 
der Grünen die umstrittene 
Kennzeichnungspflicht für un-
sere Bereitschaftspolizei, als 
eindeutiger Misstrauensbe-
weis gegenüber einer rechts-
staatlichen Polizei, eingeführt 
– um nur ein Beispiel zu nen-
nen. Aber es sind nicht nur die 
Grünen, die das Gesetz bekla-
gen. Oberste selbst ernannte 
Datenschützer sehen die 
Grundfesten des freien Staates 
erschüttert. Dabei wollen die 
Menschen sicher leben und 
wenn dafür temporär Daten 
erhoben werden, deren Lö-
schung und Verwendung klar 
gesetzlich geregelt sind und 
einem Richtervorbehalt unter-
liegen, wird das von der gro-
ßen Mehrheit der Menschen 
akzeptiert. 

Das neue Polizeigesetz in NRW 
hat bundesweit Vorbildcharak-
ter und ist bereits ein modera-
ter Kompromiss von vielen be-
teiligten Akteuren und nun 
eine Vorlage für den Bund und 
andere Länder. Uns als DPolG 
war stets wichtig, dass wir ein 
Polizeigesetz erhalten, mit 
dem die Kolleginnen und Kolle-
gen auch rechtssicher arbeiten 
können und welches im Ein-
klang mit dem Datenschutz 
unter Wahrung der Verhältnis-
mäßigkeit steht. Jetzt muss es 
sich in der Praxis bewähren. 

DBB NRW Magazin: Vielen 
Dank für das Gespräch.�

Erich Rettinghaus bei einer 
Rede auf einer Demo.
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Mitglieder der Jahreshauptversammlung mit dem KV-Vorsitzenden Valentino Tagliafierro (7. v. l.) und Guido Arens (5. v. l.)
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Jahreshauptversammlung des DBB Kreisverbandes 
Duisburg
Ungewöhnlicher Tagungsort –  
festes Schuhwerk erforderlich

Zur Jahreshauptversammlung des DBB Kreisverbandes 
Duisburg im November 2018 musste man stabile Schu-
he und wetterfeste Kleidung anziehen. Die Veranstal-
tung  fand nämlich im ehemaligen Meidericher Hütten-
werk statt, welches heute auch als Landschaftspark 
Duisburg Nord weit über die Grenzen Duisburgs be-
kannt ist.

Doch zunächst fand im ehema-
ligen Schalterraum des Haupt-
schalthauses die ordentliche 
Jahreshauptversammlung 
statt. Unter der Leitung des 
Vorsitzenden Valentino Taglia-
fierro wurde die Tagesordnung 
zügig abgearbeitet. 

Ein besonderer Höhepunkt war 
das Gastreferat des stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Deut-
schen Beamtenbundes Nord-
rhein-Westfalen, Guido Arens, 
der einen Bericht über die ak-
tuelle politische Lage in NRW 
gab und die besondere Rolle 

des DBB NRW in Bezug auf Be-
ratung und die eingeforderten 
Stellungnahmen zu politischen 
Entscheidungen hervorhob. 

Nach Beendigung des offiziel-
len Teils sollte das feste Schuh-
werk seine Arbeit aufnehmen. 
Ausgerüstet mit Stirnlampen, 
durften alle Interessierten an 
einer Nachtführung durch den 
Landschaftspark teilnehmen. 

Unter sachkundiger Anleitung 
eines ehemaligen Hüttenwer-
kers wurden selbst die dun-
kelsten Ecken und Winkel von 
Hochofenstraße, Gießhalle, 
Torpedopfannenwagen und Co 
erleuchtet und zum lebendi-

gen Erlebnis. Ein besonderes 
Highlight war der Ausblick von 
der Aussichtsplattform des 
Hochofens 5. Aus 70 Meter 
Höhe und bei sternenklarem 
Himmel hatte man einen fan-
tastischen Rundumblick über 
das dichtbesiedelte, hell er-
leuchtete Ruhrgebiet. Selbst 
der Rheinturm Düsseldorf 
schien nicht mehr so fern.

Nach der fast zweistündigen 
sachkundigen Führung endete 
der Abend im Restaurant Haupt-
schalthaus mit einem stim-
mungsvollen Abendessen und 
einem abschließenden Blick 
auf die imposante Kulisse des 
ehemaligen Hüttenwerkes.�

DBB Kreisverband Unna: 
Vorstand wiedergewählt
Peter Brunn bleibt Vorsitzender für die kommen-
den fünf Jahre

Am 17. Januar 2019 fand die Jahreshauptversammlung 
des Gesamtvorstandes des DBB Kreisverbandes Unna in 
Lünen im „Brauhaus – Drei Linden“ statt. Unter der Lei-
tung von Wolfgang Römer, stellvertretender DBB NRW 
Vorsitzender, wurden die Wahlen für die nächsten fünf 
Jahre durchgeführt. 

Der bisherige Vorstand wurde 
einstimmig wiedergewählt. 
Neu konnte der 1. Vorsitzende 
Peter Brunn als Beisitzerin Eva-
Constanze von Kannen in der 
Vorstandsrunde willkommen 
heißen. Bernd Schreiber fehlte 

aus gesundheitlichen Grün-
den, hatte seine Bereitschaft 
zur weiteren Mitarbeit aber 
zugesagt.

Der neu gewählte Vorstand 
freut sich auf die weitere Ar-

Obere Reihe von links: Dieter Kaiser (Kassenprüfer), Rolf Lippke (Kassierer), 
Armin Goretzki (Vorsitzender Komba OV Lünen), Eva-Constanze von Kannen 
(Beisitzerin), Klaus Wegner (Kassenprüfer) 

Untere Reihe sitzend von links: Sigurd Senkel (2. Vorsitzender), Peter Brunn 
(1. Vorsitzender) und  Wolfgang Römer (DBB NRW Landesvorstand)
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Attr_ktiver öff_ntlicher Dien_t, – da fehlt was!
Klausurtagung der dbb jugend nrw Landesjugendleitung in Köln

Um Schwerpunkte für die Arbeit im Jahr 2019 zu setzen und viele gute Ideen zu ent-
wickeln, steckte die Landesjugendleitung der dbb jugend nrw bei ihrer traditionellen 
Klausurtagung für ein Wochenende die Köpfe zusammen. 

Es wurde gebrainstormt, disku-
tiert und viel geschafft. In ge-
wohnter gewerkschaftlicher 
Manier legt die Jugendorgani-
sation des Deutschen Beam-
tenbundes Nordrhein-Westfa-
len auch in diesem Jahr wieder 
den Finger in die Wunde und 
stellt 2019 unter das Motto 
„Attr_ktiver öff_ntlicher 
Dien_t, – da fehlt was!“. Es 
wurde beraten, welche Aktio-
nen hierzu im Jahresverlauf 
gestartet werden, denn es  
gibt viel zu tun! 

Auch die Sicherheit am Ar-
beitsplatz beeinflusst natürlich 
die Attraktivität einer Stelle. 
Wer will schon einen Arbeits-
platz, an dem er Beleidigungen 
oder gar körperliche Übergriffe 
fürchten muss. Attraktivität 
und die Kampagne gegen Ge-
walt, die die dbb jugend nrw 
seit einigen Jahren mit gro- 
ßem Erfolg vorantreibt, pas- 
sen also gut zusammen. Um 
erreichte Verbesserungen,  
aber auch verbliebene Heraus-
forderungen zu diskutieren, 

wird es auch in diesem Jahr am 
11. Mai eine Sicherheitskonfe-
renz geben. Es ist ein spannen-
der Gast eingeladen und wie 
gewohnt gibt es viel Raum 
zum Austausch. 

Der Frühjahrs-LJA steht ganz 
im Zeichen Europas. Die dbb 
jugend nrw tagt nicht nur in 
einem Nachbarland, sondern 
hat auch internationale Gäste 
geladen sowie eine Politikerin 
aus dem Europäischen Parla-
ment. Der diesjährige Herbst-

LJA wird traditionell in Königs-
winter stattfinden und – so 
viel soll schon verraten werden 
– wird ganz schön (vor)weih-
nachtlich.

Zum ersten Mal veranstaltet 
die dbb jugend nrw in diesem 
Jahr eine Bildungskonferenz, 
bei der sowohl Vertreter(innen) 
der Politik als auch Mitglieder 
zu Wort kommen, um bedarfs-
orientiert Themen abzuste-
cken, an denen gewerkschaft-
lich weitergearbeitet wird. 
Denn nur wenn die Herausfor-
derungen auch bewältigt wer-
den, bleibt der Lehrerberuf 
attraktiv.

Nach dem erfolgreichen B2Run 
im vergangenen Jahr hat sich 
die Landesjugendleitung et-
was ähnlich Aktives auch für 
dieses Jahr ausgedacht. Was 
genau das ist, bleibt vorerst 
geheim. Auch darüber hinaus 
wird es noch weitere Leckerbis-
sen geben. Genauere Infos 
dazu werden nach und nach 
geleakt!� MK

Die Landesjugendleitung der dbb jugend nrw bei ihrer Klausursitzung zu Jahresbeginn.
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beit und diskutierte mit Wolf-
gang Römer über die kommen-
de Tarif- und Besoldungsrunde 
und welche Möglichkeiten der 

Unterstützung gegeben wer-
den können. Auch der DBB 
NRW Delegiertentag im Mai 
nahm einen breiten Raum ein.

Als Gast nahm der 1. Vorsitzen-
de vom DBB Kreisverband 
Dortmund, Frank Kalkau, teil 
und unterstrich damit den 

weiteren Willen zur gemein
samen Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Kreisver
bänden.�


